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 Berlin, 23. März 2022 

  

 

Referentenentwurf des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr über eine Beteiligung der Verbände 

gemäß GGO zu einer Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften– Ihr Schreiben vom 1. 

März 2022 

 

 

Sehr geehrter Herr , 

wir bedanken uns für die Zusendung der Verbändeanhörung zum o.g. Gesetzesvorhaben. Sowohl der  TÜV-

Verband als auch DEKRA begrüßen die notwendigen Anpassungen der StVZO und möchte Ihnen dazu folgende 

Hinweise und Anregungen übermitteln. 

Wir haben den zugeleiteten Entwurf mit den Experten von TÜV & DEKRA geprüft und möchten Ihnen in diesem 

Anschreiben nachfolgend zunächst allgemeine Hinweise zu dem Gesetzesentwurf geben. Die detaillierten 

Ausführungen mit Begründungen sowie Änderungsvorschläge zu den jeweiligen Paragrafen entnehmen Sie bitte 

den beigefügten Anlagen:  

1. Paragraf 5 (neu) 

Mit dem neu formulierten § 5 werden Prüfvorgaben eines freiwirtschaftlichen Branchenverbandes für amtliche 

Prüfungen im Rahmen der StVZO festgeschrieben. Damit hat dieser Branchenverband die Möglichkeit die 

Befugnisse, die Dokumentation der Prüfungen sowie die Messmittel vorzuschreiben. Mit unseren Hinweisen 

möchten wir darauf aufmerksam machen und den Verordnungsgeber sensibilisieren Fortschreibungen dieser 
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Prüfanforderungen im Verkehrsblatt zu veröffentlichen und damit zu autorisieren.   

Derzeit gibt es für diese Prüfung keine einheitlichen Nachweisdokumente und Plaketten. Deshalb ist es 

momentan nicht möglich die Einhaltung der Fristen zu kontrollieren. Wir schlagen daher vor, die Plaketten gemäß 

Vorgabe des DVGW, entsprechend Arbeitsblatt verbindlich einzuführen. 

 

2.  Paragraf 19 

Die Anpassungen des Paragraf 19 sind unserer Auffassung nach sehr bedeutsam und haben große Auswirkungen 

sowohl für Prüforganisationen als auch Hersteller/Endverbraucher. Im Einzelnen ergibt sich aus unserer Sicht an 

folgenden Stellen Handlungsbedarf: 

• Die vorgesehene Stichtagsregelung führt je nach Zulassungsdatum des Fahrzeugs zukünftig zu zwei 

unterschiedlichen Verfahrensweisen, welche zu erhöhtem Aufwand führen und nach ersten 

Einschätzungen zu Rechtsunsicherheiten führen kann. Beispielsweise kann die Geltung bestehender 

Teilgutachten in Abhängigkeit des Zulassungsdatums des Fahrzeugs zu unterschiedlichen Betrachtungen 

und somit ggfs. Ungleichbehandlungen führen. Verschärft wird dies unserer Auffassung nach durch den 

möglicherweise unterschiedlichen Vorrang von geltendem Recht (EU vs. StVZO). 

• Wir regen an, auf Grund höherer Anforderungen insbesondere für die Fahrzeugklassen L & T sowie zur 

Schaffung der erforderlichen Voraussetzungen bei allen Beteiligten einen verträglichen 

Übergangszeitraum zu schaffen.  

• Die Vorrangigkeit der EU-Bauvorschriften lässt die Möglichkeit von Ausnahmen über §70 StVZO nicht 

mehr für alle Bauvorschriften zu, so dass Fahrzeuge, wenn sie nicht vollständig die Einzelbauvorschriften 

der EU erfüllen, nicht mehr genehmigungsfähig wären.  

• Die übergeordnete Gefährdungsentkräftung im Sinne von §30 StVZO ist über den vorrangingen 

Nachweis von EU-Bauvorschriften nicht mehr generell gegeben, so dass §30 StVZO als Grundlage für 

entsprechende Bestimmungen, Richtlinien und Merkblätter nicht mehr zwangsläufig Anwendung 

findet. 

• Bei technischen Änderungen, die nicht von den Einzelbauvorschriften der EU umfasst werden (z.B. Räder 

und Fahrwerke), ist ein nachrangiger Wechsel auf StVZO nicht unmittelbar gefordert, so dass dadurch 

Wettbewerbsverzerrungen aufgrund unterschiedlicher Interpretationen zu erwarten sind.  

• Das Vorliegen einer EU / UN-Bauteilgenehmigung ist aus unserer Sicht hinsichtlich dem Entkräften des 

„Nichterlöschen“ der BE nicht ausreichend, weil in diesem Fall die Anbau- und Montagevorschriften des 
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jeweiligen Einzelrechtsaktes unberücksichtigt bleiben.  

• Der vollständige Nachweis von EU-Bauvorschriften einschließlich von administrativen Anforderungen 

und möglicher Vorgaben für die Fahrzeughersteller würde gegenüber dem derzeitigen erforderlichen 

Nachweis von technischen Anforderungen gemäß Anhang zur StVZO ein ungerechtfertigter Aufwand für 

die Einzelgenehmigung bedeuten (z.B. Erstellen des Genehmigungsbogens für Einzelbauvorschrift). 

• Grundsätzlich sollte die zerstörungsfreie Prüfung sowie die Anwendung von alternativen Anforderungen 

für alle Fahrzeugklassen und für alle Möglichkeiten der Einzelgenehmigungen über §21 StVZO geregelt 

werden. 

• Die Einhaltung der wesentlichen technischen Leistungs- und Ausrüstungsanforderungen gemäß EU-

Schutzziel als „Rückfallebene“ sollten als Rückfallebene im Rahmen der Einzelgenehmigung ebenfalls 

anwendbar sein.  

• Über die Erläuterung zu § 19 wird auf die Anwendung des Beispielkatalogs verwiesen, so dass in diesem 

Zusammenhang eine redaktionelle Anpassung des Beispielspielkatalogs erforderlich wird, weil er bislang 

noch Bezug auf nationale Bauvorschriften und auf das aufgehobene TGA-System nimmt. 

 

3. Paragraf 47 

Zu diesem Paragrafen möchten wir anmerken, dass es für die neu eingeführten Fahrzeugbeschreibungen für 

bestimmte Einsatzzwecke (z.B. Kommunalfahrzeuge, Handwerkerfahrzeuge) keine eindeutig nachvollziehbaren 

Begriffsdefinitionen genannt wurden. Des Weiteren wurden unsererseits fehlende bzw. fehlerhafte Bezüge zu 

diversen Abgasvorschriften festgestellt, die wir in der beigefügten Anlage zu Paragraf 47 detailliert beschrieben 

haben. 

 

4. Paragraf 49 

Diese Forderungen gemäß § 49 zur Einhaltung der neueren Geräuschvorschriften bedeuten bei der 

Einzelgenehmigung der Klassen M und N (Nummer 1) und für die Fahrzeuge der Klasse L (Nummer 3) erheblich 

höheren Prüfaufwand mit erheblich höheren Kosten, da mit diesen Verordnungen komplett neue Messverfahren 

zur Geräuschmessung eingeführt werden, die nur auf einer nach DIN ISO 10844 zertifizierten 

Geräuschmessstrecke mit aufwendiger Prüf- und Messtechnik durchführbar sind. Beispielsweise hat der 

europäische Verordnungsgeber bei der EU-Einzelgenehmigung gemäß Artikel 44 die Anwendung der RL 

70/157/EWG aufgrund vereinfachter Prüfanforderungen vorgeschrieben. 
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Hinsichtlich der Lärmminderung bringen diese Messverfahren jedoch nur für Fahrzeuge einen Mehrwert, die mit 

elektronisch gesteuerten aktiven Auspuffklappenschalldämpfern ausgerüstet sind. Für Fahrzeuge mit 

herkömmlichen passiven Schalldämpferanlagen ist der erhebliche Mehraufwand nicht zu rechtfertigen, da hier 

keinerlei Mehrwert bzw. Verbesserung hinsichtlich Lärmminderung durch Anwendung des neuen 

Geräuschmessverfahrens zu erwarten ist. 

 

5. Paragraf 57  

Zu Paragraf 57 bedarf es unserer Auffassung nach der Klarstellung der Begrifflichkeiten „Fahrtschreiber“, 

„Fahrtenschreiber“ sowie „Digitales Kontrollgerät“ und damit verbunden die entsprechenden Verweise in § 11 

sowie Anlage XVIII. 

 

6. Paragraf 72, Absatz 19 (neu) 

In der Begründung werden die „Eigenüberwacher“ nicht die anerkannten Werkstätten genannt, für die eine 

Weiterführung von Hauptuntersuchungen nach §29 StVZO möglich sein soll. Deshalb sollte unserer Auffassung 

nach die Formulierung der Nr. 7 a des § 72 Absatz 2 StVZO in der Fassung vom 1. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3723) 

an Stelle 7b wieder in Kraft gesetzt werden.  

Außerdem sollten die Vorschriften der Anlage VIII a (Pflichtuntersuchungspunkte, inkl. Vorgabenprüfung) und 

§34 FZV (HU-Datenlieferung an das KBA) in der aktuell gültigen Fassung Anwendung finden. 

 

Aufgrund der Streichung der Nummer 2.12 der Anlage VIIIc und deren Neuformulierung in Nummer 1.4 ist das 

auch hier redaktionell anzupassen. 

 

7. Anlage VIIId 

Mit der 55. Änderungs-VO zu StVR wurde die Einhaltung des Anhang III der 2014/45/EU pauschal gefordert, ohne 

diese als Mindestanforderung zu definieren und entsprechend notwendige Anpassungen in Ziffer 3.1 bzw. der 

dazugehörigen Tabelle vorzunehmen. Deshalb kann davon ausgegangen werden, dass Deutschland von der 

Möglichkeit Gebrauch macht, die seitens der EU-Kommission beschriebene Flexibilität bei der Umsetzung der 

Richtlinie zu nutzen und sich der von dort getroffenen Festlegung anschließt, den Einsatz von Radspieldetektoren 

und Rad-/Achslastwaagen insbesondere für Fahrzeuge > 3.500 kg Höchstmasse optional zu gestalten. Das ergibt 

sich unter anderem auch aus den Forderungen der Tabelle zu Anhang I, wo die Radspieldetektoren optional 
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erlaubt werden, aber nicht vorgeschrieben sind. 

Bezüglich der Verwendung der Kalibrierscheine ist eine Klarstellung erforderlich. 

8. Erfüllungsaufwand der Wirtschaft (Ziffer VI, 4.2 des Verordnungsentwurfes) 

In den Ausführungen zum Erfüllungsaufwand fehlen die Ausgaben für die Wirtschaft gänzlich. Bezüglich des 

Erfüllungsaufwandes der Wirtschaft ist festzuhalten, dass die für die Prüforganisationen sicher zu erwartenden 

Personal-, Sach- und Qualifizierungskosten in dem Verordnungsentwurf nicht beziffert wurden. Aufgrund der 

stufenweisen Einführung der Anpassungen der StVZO sowie der noch anstehenden EU-FGMV wird sich sowohl 

der Schulungs- und Weiterbildsaufwand sowie die Kosten für EDV-Anpassung um ein Vielfaches erhöhen. 

Aufgrund der Kürze der Anhörungsfrist ist es uns nicht möglich eine belastbare Aussage dazu zu machen.  

Des Weiteren ist unserer Einschätzung nach sowohl für die Hersteller und als auch für den Endverbraucher 

aufgrund der gestiegenen Nachweispflichten mit höheren Kosten durch anzupassende Prüfgebühren zu rechnen.  

Im Zusammenhang mit dem Entfall des TGA-Systems erwarten wir einen Anstieg der neuen 

Teiletypgenehmigung. Dies führt unserer Einschätzung nach zu einem bis dato ebenfalls nicht bezifferten 

Mehraufwand beim KBA.  

Aufgrund der vergleichsweise kurzen Bearbeitungsfrist dieser Verbändeanhörung haben wir uns erlaubt die 

konkreten Hinweise, Formulierungs-  und Änderungsvorschläge in den als Anlagen beigefügten Dateien im 

Änderungsmodus bzw. der Kommentarfunktion zu vermerken und würden uns über die Berücksichtigung dieser 

Punkte sehr freuen. 

Gerne stellen wir auch die Expertise der Sachverständigen von TÜV & DEKRA zur Verfügung, um die aus unserer 

Sicht wichtigen Anpassungen mit unseren Praxiserfahrungen zu erläutern.  

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

TÜV-Verband e.V.      DEKRA Automobil GmbH 

Bereichsleiter Fahrzeug und Mobilität    Bereichsleiter Fahrzeugprüfwesen 
Mitglied der Geschäftsleitung     Mitglied der Geschäftsleitung 
 

 
Anlagen 
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Anlage VIIId (Anlage VIII Nummer 4) 

 
Keine Änderungsvorschläge des BMDV zu Anlage 
VIIId 

3.2 Die Einhaltung der für die eingesetzten Mess-
/Prüfgeräte geltenden gesetzlichen 
Vorschriften und Herstellervorgaben für die 
Kalibrierung sind sicherzustellen. Werden die 
Vorschriften nicht eingehalten, ist die 
Durchführung von HU, SP, AU, AUK und GWP 
bis zur Wiederherstellung des 
ordnungsgemäßen Zustandes der 
Untersuchungsstelle unzulässig. Die in Anhang 
III einschließlich Tabelle 1 der Richtlinie 
2014/45/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 3. April 2014 über die 
regelmäßige technische Überwachung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhägern 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/40/EG 
(ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 51; L 334 vom 
22.12.2015, S. 66) genannten 
Mindestanforderungen an die Einrichtungen 
und Geräte für die Technische Überwachung 
sind ab dem 20. Mai 2023 optional 
einzuhalten. Für die verwendeten Mess-
/Prüfgeräte ist anhand eines Kalibrierscheins, 
der dem amtlichen Muster der Deutschen 
Akkreditierungsstelle entspricht, der den 
Anforderungen der ISO 17025:2018 genügt, zu 
entscheiden, ob sie für die vorgesehene 
Messaufgabe verwendet werden können. Die 
Inspektionsstelle oder das akkreditierte 
Kalibrierlaboratorium ist verpflichtet, für den 

Änderungsvorschlag 1 (optional): 
EC committee on roadworthiness 
Auszug aus Niederschrift vom 07/06/2019 
(Übersetzung) 
 
….Radspieldetektor…. 
….Im Fall von 5.1.1 macht die Formulierung „kann 
verwendet werden (wird empfohlen)“ die 
Anforderung jedoch tatsächlich optional…. 
 
…Eine Rad-/Achslastwaage ist optional… 
 
Eingefügtes Wort „optional“ schafft nationalen 
Gleichklang mit 2014/45/EU, insbesondere zu 
Anhang I und löst den Widerspruch zu Anhang III 
auf. 
 
 
 
 
 
 
Änderungsvorschlag 2 (Kalibrierscheinmuster): 
 
Es besteht kein Regelungsbedarf. Eine solche 
Festlegung widerspricht der harmonisierten Norm 
im Sinne des Artikels 2 Nummer 9 der Verordnung 
(EG) 765/2008. 
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Ergebnisbericht das amtliche Muster bei 
Kalibrierungen im Anwendungsbereich dieser 
Verordnung zu nutzen. Das amtliche Muster 
des Kalibrierscheins wird auf der Website der 
Deutschen Akkreditierungsstelle zum 
Download bereitgestellt. 

Begründung zu 1: 
Mit der 55. Änderungs-VO zu StVR wurde die Einhaltung des Anhang III der 2014/45/EU pauschal gefordert, ohne diese als Mindestanforderung zu definieren 
und entsprechend notwendige Anpassungen in Ziffer 3.1 bzw. der dazugehörigen Tabelle vorzunehmen. Deshalb kann davon ausgegangen werden, dass 
Deutschland von der Möglichkeit Gebrauch macht, die seitens der EU Kommission beschriebene Flexibilität bei der Umsetzung der Richtlinie zu nutzen und 
sich der von dort getroffenen Festlegung anschließt, den Einsatz von Radspieldetektoren und Rad-/Achlastwaagen insbesondere für Fahrzeuge > 3500 kg 
Höchstmasse optional zu gestalten. Das ergibt sich unter anderem auch aus den Forderungen der Tabelle zu Anhang I, wo jeweils in den Nummern 2.1.2, 
2.1.3, 2.1.4, 2.5, 5.1.1, 5.1.2, 5.3.1, 5.1.3, 5.3.3, 5.3.4 Radspieldetektoren optional erlaubt werden, aber nicht vorgeschrieben sind. 
Die vorgeschlagene Anpassung dient der Klarstellung sowie der Synchronisation der StVZO mit 2014/45/EU. 
 

Begründung zu 2: 
Seit dem Jahr 2018 ist das Layout eines Kalibrierscheins für von der DAkkS akkreditierte Kalibrierlaboratorien nicht mehr verbindlich vorgegeben, sondern 
wird durch das DAkkS-Dokument 71 SD 0 025 lediglich als Empfehlung angeboten. 
Die bisherige Festlegung widerspricht dem Gleichbehandlungsgrundsatz. 
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(2) Abweichend von Absatz 1 haben die Halter von 
gewerblich genutzten Fahrzeugen mit 
Flüssiggasanlagen zu Brennzwecken diese auf 
ihre Kosten nach Maßgabe des § 14 und 
Anhang 3 Abschnitt 2 der Verordnung über 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der 
Verwendung von Arbeitsmitteln (BetrSichV) 
prüfen zu lassen. Die Ergebnisse der Prüfung 
sind nach den Vorlagen des Grundsatzes 310-
003 „Prüfaufzeichnung über die Prüfung von 
Flüssiggasanlagen zu Brennzwecken in oder an 
Fahrzeugen“ der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV), Stand [... 2022], zu 
dokumentieren. 

 

 Der Verordnungsgeber regelt im Absatz 2 die 
Verfahrensweise zu gewerblich genutzten 
Wohnfahrzeugen mit einen Höchstverbrauch von 
1,5 Kg/h. Es gilt damit im Rahmen der 
wiederkehrenden Prüfung die DGUV D79 
insbesondere §30. 
 
Grundsätzlich muss festgestellt werden, dass nicht 
alle gewerblichen genutzten Fahrzeuge hier 
einbezogen sind und eine Regulierungslücke 
entsteht. Die BetrSichV dient dem Schutz der 
Gesundheit von „Beschäftigten“. Der 
Einzelunternehmer oder der Arbeitgeber selbst ist 
kein „Beschäftigten“ gemäß § 2 
Arbeitsschutzgesetz. Damit sind gewerblich 
genutzte Fahrzeuge, welche vom 
Einzelunternehmer und Fahrzeugen, welche vom 
Arbeitgeber selbst genutzt werden, eigentlich 
nicht reguliert. 
 
Es muss weiterhin festgestellt werden, dass die 
zur Dokumentation festgelegte Vorlagen des 
Grundsatzes 310-003 nicht mehr dem aktuellen 
Stand entspricht. Diese Prüfprotokolle beziehen 
sich auf die BGV D 34 diese wurde von der DGUV 
D79 abgelöst. 
 

 

(3) Die Halter von gewerblich genutzten 
Fahrzeugen mit Flüssiggasantrieben, deren 

(3) Die Halter von gewerblich genutzten 
Fahrzeugen mit Flüssiggasantrieben, deren 

Der Verordnungsgeber möchte im Abschnitt 3 die 
Verfahrensweise zu gewerblich genutzten 
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3.diesbezüglicher Vorgaben nach Anlage VIIIe 
StVZO zu überprüfen. 
 
Zusätzlich müssen bei der Durchführung der HU 
Prüfhinweise nach Nr. 1 Anlage VIIIa StVZO befolgt 
werden, die vom „Arbeitskreis 
Erfahrungsaustausch in der technischen 
Fahrzeugüberwachung nach § 19 Abs. 3 und § 29 
StVZO“ (AKE) erarbeitet und von der Zentralen 
Stelle bereitgestellt wurden. 
 
Weiter ist zu beachten, dass zur Konkretisierung 
von Bau- und Wirkvorschriften verschiedene 
Regelwerke bei der Untersuchung der Fahrzeuge 
zugrunde gelegt werden, die ggf. zu 
berücksichtigen sind. 
 
Dies können sein (Beispiele): 
 
•technische Normen, 
•Standards der European Tire and Rim Technical 
Organisation (ETRTO), 
•DVGW – Arbeitsblatt G 607 „Flüssiggasanlagen 
mit einem Höchstverbrauch von 1,5 kg/h in 
Straßenfahrzeugen und in Wohneinheiten zur 
vorübergehenden Nutzung“, 
•Merkblätter des Verbandes der Technischen 
Überwachungsvereine, 
•Merkblätter des Kraftfahrt-Bundesamtes, 

3.diesbezüglicher Vorgaben nach Anlage VIIIe 
StVZO zu überprüfen. 
 
Zusätzlich müssen bei der Durchführung der HU 
Prüfhinweise nach Nr. 1 Anlage VIIIa StVZO befolgt 
werden, die vom „Arbeitskreis 
Erfahrungsaustausch in der technischen 
Fahrzeugüberwachung nach § 19 Abs. 3 und § 29 
StVZO“ (AKE) erarbeitet und von der Zentralen 
Stelle bereitgestellt wurden. 
 
Weiter ist zu beachten, dass zur Konkretisierung 
von Bau- und Wirkvorschriften verschiedene 
Regelwerke bei der Untersuchung der Fahrzeuge 
zugrunde gelegt werden, die ggf. zu 
berücksichtigen sind. 
 
Dies können sein (Beispiele): 
 
•technische Normen, 
•Standards der European Tire and Rim Technical 
Organisation (ETRTO), 
•DVGW – Arbeitsblatt G 607 „Flüssiggasanlagen 
mit einem Höchstverbrauch von 1,5 kg/h in 
Straßenfahrzeugen und in Wohneinheiten zur 
vorübergehenden Nutzung“, 
•Merkblätter des Verbandes der Technischen 
Überwachungsvereine, 
•Merkblätter des Kraftfahrt-Bundesamtes, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Entfällt, da nicht mehr Inhalt der HU 
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•Richtlinien und Merkblätter des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur (BMVI). 
Nach Anlage VIIIa Nr. 1 StVZO hat der aaSoP/PI 
zum Beginn der HU eine kurze Fahrt – z. B. vom 
Abstellplatz zur Prüfgasse – mit einer 
Geschwindigkeit von mindestens 8 km/h mit 
Fahrzeugen, die eine eigene Betriebsbremsanlage 
haben, durchzuführen, um u. a. das Fahrzeug zu 
konditionieren und die Fahrerassistenzsysteme zu 
aktivieren. Während dieser Fahrt sind die Lenkung 
und die Bremsen kurzzeitig zu betätigen. 
 
Anlage 2 zu Nr. 4 der „HU-Richtlinie“ 
… 
6.1.3 Kraftstoff-/ 
Gasanlage (Antrieb und Heizung) 
 
 
 
 
Anlage VIIIa 
… 
6.6 Fahrgestell, Rahmen, Aufbau; daran befestigte 
Teile 
… 
Heizung (nicht elektrisch und nicht mit 
Motorkühlmittel als Wärmequelle) 

•Richtlinien und Merkblätter des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur (BMVI). 
Nach Anlage VIIIa Nr. 1 StVZO hat der aaSoP/PI 
zum Beginn der HU eine kurze Fahrt – z. B. vom 
Abstellplatz zur Prüfgasse – mit einer 
Geschwindigkeit von mindestens 8 km/h mit 
Fahrzeugen, die eine eigene Betriebsbremsanlage 
haben, durchzuführen, um u. a. das Fahrzeug zu 
konditionieren und die Fahrerassistenzsysteme zu 
aktivieren. Während dieser Fahrt sind die Lenkung 
und die Bremsen kurzzeitig zu betätigen. 
 
Anlage 2 zu Nr. 4 der „HU-Richtlinie“ 
… 
6.1.3 Kraftstoff-/ 
Gasanlage (Antrieb und Heizung, ausgenommen 
Heizungen in bewohnbaren Freizeitfahrzeugen 
und zu Wohnzwecken in anderen Fahrzeugen die 
mit Flüssiggasanlagen betrieben werden) 
 
Anlage VIIIa 
… 
6.6 Fahrgestell, Rahmen, Aufbau; daran befestigte 
Teile 
… 
Heizung (nicht elektrisch und , nicht mit 
Motorkühlmittel als Wärmequelle und nicht mit 
Flüssiggas betrieben) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung, um Doppelprüfungen zu vermeiden. 
 
 
 
 
 
Ergänzung, um Doppelprüfungen zu vermeiden 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag TÜV-Verband & DEKRA Hinweise/Erläuterung 

§ 70„(2)  
„§ 5 gilt für erstmals in Verkehr kommende 
Fahrzeuge ab dem [einsetzen: 6 Monate nach dem 
Tag des Inkrafttretens dieser 
Änderungsverordnung] und für alle anderen 
Fahrzeuge [einsetzen: 12 Monate nach dem Tag 
des Inkrafttretens dieser Änderungsverordnung].“ 

 Es erschließt sich nicht, warum für Neufahrzeuge 
eine andere, sogar kürzere Übergangsfrist als für 
Bestandsfahrzeuge angesetzt wird. 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag 
TÜV-Verband & 
DEKRA 

Hinweise/Erläuterung 

Verordnung oder eine EU-Einzelgenehmigung 
nach [§ 13 EG-FGV ww. § 7 der EU-Fahrzeug-
Genehmigungs- und 
Marktüberwachungsverordnung] vor, ist die 
Erteilung einer neuen Betriebserlaubnis nur 
zulässig, wenn die Betriebserlaubnis nach 
Absatz 2 Satz 2 erloschen ist. 

 

(2) Die Betriebserlaubnis des Fahrzeugs bleibt, 
wenn sie nicht ausdrücklich entzogen wird, bis 
zu seiner endgültigen Außerbetriebsetzung 
wirksam. Sie erlischt, wenn technische 
Änderungen vorgenommen werden, durch die 
1. die in der Betriebserlaubnis genehmigte 

Fahrzeugart geändert wird, 
2. eine Gefährdung von Verkehrsteilnehmern 

zu erwarten ist oder 
3. das Abgas- oder Geräuschverhalten 

verschlechtert wird.  
Für die Erteilung einer neuen Betriebserlaubnis 
gilt § 21 entsprechend. 

(2a) Für Änderungen der Fahrzeugart nach Absatz 
2 Nr. 1 bei Fahrzeugen, deren Genehmigungen 
auf den in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
aufgeführten Vorschriften beruhen, in eine 
andere Fahrzeugart, sind die dort genannten 
harmonisierten Vorschriften der neuen 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag 
TÜV-Verband & 
DEKRA 

Hinweise/Erläuterung 

Nachweis gemäß § 19 Absatz 4, im Gutachten 
gemäß § 19 Absatz 5 oder im Gutachten 
gemäß § 21 zu dokumentieren. 
 
 
Für Mehrfachänderungen von Bauteilen, 
Systemen oder technischen Einheiten oder 
Software, für die jeweils ein gesonderter 
Nachweis der Vorschriftsmäßigkeit vorliegt, ist 
der ordnungsgemäße Ein- oder Anbau, die 
Einhaltung des vorgegebenen 
Verwendungsbereichs sowie deren mögliche 
gegenseitige Beeinflussung in jedem Fall von 
einem amtlich anerkannten Sachverständigen 
der Technischen Prüfstelle, einem 
Prüfingenieur einer amtlich anerkannten 
Überwachungsorganisation oder dem zur 
Prüfung von Gesamtfahrzeugen der jeweiligen 
Fahrzeugklasse benannten Tech-nischen Dienst 
entsprechend seiner Befugnisse zu 
begutachten und im Nachweis gemäß § 19 
Absatz 4, im Gutachten gemäß § 19 Absatz 5 
oder im Gutachten gemäß § 21 zu 
dokumentieren. Hierzu bilden die 
vollständigen Nachweise gemäß Absatz 3 Nr. 1 
bis 3 die Begutachtungsgrundlage. Können 
diese Nachweise nicht beigebracht werden, ist 

unterschiedlichen Verfahrensweisen in der Praxis umgesetzt bzw. rechtskonform 
gewährleistet werden?   
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag 
TÜV-Verband & 
DEKRA 

Hinweise/Erläuterung 

  
1. die Beibringung eines Gutachtens eines 

amtlich anerkannten Sachverständigen, 
Prüfers für den Kraftfahrzeugverkehr oder 
eines Prüfingenieurs darüber, ob das 
Fahrzeug den Vorschriften dieser 
Verordnung entspricht, oder 

4. die Vorführung des Fahrzeugs anordnen 
und wenn nötig mehrere solcher 
Anordnungen treffen; auch darf eine 
Prüfplakette nach Anlage IX nicht zugeteilt 
werden. 

 
 
Klarstellung erforderlich, dass das Gutachten durch PI nur die Feststellung des 
Erlöschens der BE umfasst, welches ggf. ein GA nach §21 StVZO zur Folge hat.  

 

(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 2 erlischt die 
Betriebserlaubnis des Fahrzeugs jedoch nicht, 
wenn bei Änderungen durch Ein- oder Anbau 
von Teilen oder Änderungen der Software 
1. für diese Teile oder Software 

a) eine Betriebserlaubnis oder nationale 
Teiletypgenehmigung nach § 22 oder eine 
Bauartgenehmigung nach § 22a erteilt 
worden ist oder 

b) der nachträgliche Ein- oder Anbau im 
Rahmen einer Betriebserlaubnis oder 
eines Nachtrags dazu für das Fahrzeug 
nach § 20 oder § 21 genehmigt worden ist 
und die Wirksamkeit der 

 Was ist eine Teiletypgenehmigung? 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag 
TÜV-Verband & 
DEKRA 

Hinweise/Erläuterung 

 
3. die Wirksamkeit der Betriebserlaubnis, der 

nationalen Teiletypgenehmigung, der 
Bauartgenehmigung oder der Genehmigung 
dieser Teile oder Software nach Nr. 1 
Buchstabe a oder b von einer Abnahme des 
Ein- oder Anbaus abhängig gemacht ist und 
die Abnahme unverzüglich durchgeführt und 
nach § 22 Absatz 1 Satz 5, auch in Verbindung 
mit § 22a Absatz 1a, bestätigt worden ist. 
Werden bei Teilen oder der Software nach 
Nr. 1 oder 2 in der Betriebserlaubnis, der 
nationalen Teiletypgenehmigung, der 
Bauartgenehmigung oder der Genehmigung 
aufgeführte Einschränkungen oder 
Einbauanweisungen nicht eingehalten, 
erlischt die Betriebserlaubnis des Fahrzeugs. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

(4) Der Führer des Fahrzeugs hat in den Fällen 
 

1. des Absatzes 3 Nr. 1 den Abdruck oder die 
Ablichtung der betreffenden Betriebserlaubnis, 
nationalen Teiletypgenehmigung, 
Bauartgenehmigung, Genehmigung im 
Rahmen der Betriebserlaubnis oder eines 
Nachtrags dazu oder eines Auszugs dieser 
Erlaubnis oder Genehmigung, der die für die 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag 
TÜV-Verband & 
DEKRA 

Hinweise/Erläuterung 

Verwendung wesentlichen Angaben enthält, 
und 

2. des Absatzes 3 Nr. 3 einen Nachweis nach 
einem vom Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr im Verkehrsblatt bekannt 
gemachten Muster über die Erlaubnis oder die 
Genehmigung mit der Bestätigung des 
ordnungsgemäßen Ein- oder Anbaus sowie den 
zu beachtenden Beschränkungen oder 
Auflagen mitzuführen und zuständigen 
Personen auf Verlangen auszuhändigen. Satz 1 
gilt nicht, wenn die Zulassungsbescheinigung 
Teil I oder ein nach § 4 Absatz 5 der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung mitzuführender oder 
aufzubewahrender Nachweis einen 
entsprechenden Eintrag einschließlich zu 
beachtender Beschränkungen oder Auflagen 
enthält; anstelle der zu beachtenden 
Beschränkungen oder Auflagen kann auch ein 
Vermerk enthalten sein, dass diese in einer 
mitzuführenden Erlaubnis, Genehmigung oder 
einem mitzuführenden Nachweis aufgeführt 
sind. Die Pflicht zur Mitteilung von Änderungen 
nach § 13 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung 
bleibt unberührt. 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag 
TÜV-Verband & 
DEKRA 

Hinweise/Erläuterung 

(5) Ist die Betriebserlaubnis nach Absatz 2 Satz 2 
oder Absatz 3 Satz 2 erloschen, so darf das 
Fahrzeug nicht auf öffentlichen Straßen in 
Betrieb genommen werden oder dessen 
Inbetriebnahme durch den Halter angeordnet 
oder zugelassen werden. Ausnahmen von Satz 
1 sind nur nach Maßgabe der Sätze 3 bis 6 
zulässig. Ist die Betriebserlaubnis nach Absatz 2 
Satz 2 erloschen, dürfen nur solche Fahrten 
durchgeführt werden, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Erlangung einer neuen 
Betriebserlaubnis stehen. Am Fahrzeug sind 
die bisherigen Kennzeichen oder rote 
Kennzeichen zu führen. Die Sätze 3 und 4 
gelten auch für Fahrten, die Angehörige 
Technischer Prüfstellen für den 
Kraftfahrzeugverkehr oder benannter 
Technischer Dienste im Rahmen der Erstellung 
eines Gutachtens durchführen. Kurzzeit-
kennzeichen dürfen nur nach Maßgabe des § 
16a Absatz 6 der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung verwendet werden. 

  

 

(6) Werden Fahrzeuge zu Erprobungszwecken 
verwendet, erlischt die Betriebserlaubnis nicht, 
wenn die Fahrzeuge von 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag 
TÜV-Verband & 
DEKRA 

Hinweise/Erläuterung 

1. Fahrzeugherstellern, die Inhaber einer 
allgemeinen Betriebserlaubnis für Typen 
sind oder von 

2. Herstellern von Fahrzeugteilen oder 
Fahrzeugsystemen betrieben werden und 
sich in deren Verfügungsgewalt befinden 
und für die Fahrzeuge die gemäß § 70 nach 
Landesrecht zuständige Stelle eine 
Genehmigung für Erprobungszwecke erteilt 
hat. 

Satz 1 gilt nur, wenn die Verwendung als 
Erprobungsfahrzeug von der örtlich 
zuständigen Zulassungsbehörde in der 
Zulassungsbescheinigung Teil 1 vermerkt 
wurde. 
Gegebenenfalls erforderliche 
Ausnahmegenehmigungen gemäß § 70 Absatz 
1 gelten für den Erprobungszeitraum als erteilt, 
§§ 30 und 32 bis 34b und § 35b bleiben 
hiervon jedoch unberührt. Nach Beendigung 
der Erprobung sind die Fahrzeuge in einen 
genehmigten Zustand zu versetzen sowie der 
Eintrag als Erprobungsfahrzeug in der 
Zulassungsbescheinigung Teil 1 löschen zu 
lassen oder endgültig außer Betrieb zu setzen. 
Eine Genehmigung nach Satz 1 Nr. 2 ist nur zu 
erteilen, wenn ausreichende Zuverlässigkeit 

 
 
 
 
Hinweis: Aus unserer Sicht bestehen an dieser Stelle Widersprüche bzgl. der 
Erteilung von Erprobungsgenehmigung für Fahrzeuge mit AF-Funktionen (§ 1i 
StVG).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis: Es bleibt an dieser Stelle offen, wer zuständig dafür ist fest zu stellen 
dass das Fahrzeug einem genehmigten Typ entspricht. In der Vergangenheit war 
hier ein Gutachten auf Basis § 21 StVZO erforderlich. 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag 
TÜV-Verband & 
DEKRA 

Hinweise/Erläuterung 

und technische Kompetenz des Herstellers 
gegeben sind. Sie ist auf den erforderlichen 
Umfang zu beschränken. Zur Vorbereitung der 
Entscheidung kann die nach Landesrecht 
zuständige Stelle die Beibringung 
entsprechender Nachweise verlangen. 

 

(7) Die Betriebserlaubnis für Fahrzeuge, die nach 
ihrer Bauart für militärische oder polizeiliche 
Zwecke sowie für Zwecke des 
Rettungsdienstes, des Brandschutzes und des 
Katastrophenschutzes bestimmt sind, bleibt 
nur so lange wirksam, wie die Fahrzeuge für 
die Bundeswehr, die Bundespolizei, die Polizei, 
die Feuerwehr, den Katastrophenschutz oder 
Zwecke des Rettungsdienstes zugelassen oder 
eingesetzt werden. Für Fahrzeuge nach Satz 1 
darf eine Betriebserlaubnis nach § 21 nur der 
Bundeswehr, der Bundespolizei, der Polizei, 
der Feuerwehr, dem Katastrophenschutz oder 
dem Rettungsdienst erteilt werden; dies gilt 
auch, wenn die für die militärischen oder die 
polizeilichen Zwecke sowie die Zwecke des 
Brandschutzes, des Katastrophenschutzes und 
des Rettungsdienstes vorhandene Ausstattung 
oder Ausrüstung entfernt, verändert oder 
unwirksam gemacht worden ist. Ausnahmen 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag TÜV-Verband & DEKRA Hinweise/Erläuterung 

 § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1a wird wie folgt gefasst: 
 

1a) Kraftfahrzeuge im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Juni 2007 über die Typgenehmigung von 
Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen 
von leichten Personenkraftwagen und 
Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über 
den Zugang zu Reparatur- und 
Wartungsinformationen für Fahrzeuge (ABl. L 
171 vom 29.6.2007, S. 1), zuletzt geändert 
durch Verordnung (EU) 2018/858, müssen 
hinsichtlich ihres Abgasverhaltens in den Fällen 
des § 13 Absatz 1 und 2 der EG-
Fahrzeuggenehmigungsverordnung oder des § 
21 Absatz 6 den Vorschriften dieser 
Verordnung in Verbindung mit folgenden 
Verordnungen entsprechen: 
  

1. der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der 
Kommission vom 18. Juli 2008 zur 
Durchführung und Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juni 2007 über die 
Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen 
hinsichtlich der Emissionen von leichten 
Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag TÜV-Verband & DEKRA Hinweise/Erläuterung 

b) In Absatz 3 wird die Nummer 14 wie folgt 
gefasst: 

 
(14) der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 in 

Verbindung mit der Verordnung (EG) Nr. 
692/2008 und mit der Verordnung (EU) 
2018/1832 der Kommission vom 5. 
November 2018 zur Änderung der Richtlinie 
2007/46/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 
692/2008 der Kommission und der 
Verordnung (EU) 2017/1151 der Kommission 
im Hinblick auf die Verbesserung der 
emissionsbezogenen 
Typgenehmigungsprüfungen und -verfahren 
für leichte Personenkraftwagen und 
Nutzfahrzeuge, unter anderem in Bezug auf 
die Übereinstimmung in Betrieb befindlicher 
Fahrzeuge und auf Emissionen im praktischen 
Fahrbetrieb und zur Einführung von 
Einrichtungen zur Überwachung des 
Kraftstoff- und des Stromverbrauchs (ABl. L 
301 vom 27.11.2018, S. 1) 

  

 

c) Absatz 3a wird wie folgt gefasst: 
 

(3a) Personenkraftwagen und Wohnmobile mit 
Selbstzündungsmotor gelten als besonders 
partikelreduziert, wenn sie den 
Anforderungen einer der in Anlage XXVI 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag TÜV-Verband & DEKRA Hinweise/Erläuterung 

Emission gasförmiger Schadstoffe und 
luftverunreinigender Partikel aus 
Selbstzündungsmotoren zum Antrieb von 
Fahrzeugen und die Emission gasförmiger 
Schadstoffe aus mit Flüssiggas oder Erdgas 
betriebenen Fremdzündungsmotoren zum 
Antrieb von Fahrzeugen (ABl. L 275 vom 
20.10.2005, S. 1) genehmigt sind, erfüllen die 
Anforderungen des § 47 Abs. 4a Nr. 3 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, wenn sie 
über ein Stickoxid-Minderungssystem mit 
erhöhter Minderungsleistung verfügen, das die 
in der Anlage XXIIa festgelegten 
Anforderungen erfüllt. 

 
(3e) Schwere Kommunalfahrzeuge mit 

Selbstzündungsmotor der Klassen M1, M2, N2 
und N3 mit einer zulässigen Gesamtmasse von 
mehr als 3.500 kg nach Anhang II, Teil A der 
Richtlinien 70/156/EWG vom 6. Februar 1970 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 
(ABl. L 42 vom 23.2.1970, S. 1) bzw. 
2007/46/EG zur Schaffung eines Rahmens für 
die Genehmigung von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, 
Bauteilen und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge 
(Rahmenrichtlinie), die entweder jeweils 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3e) Schwere Kommunalfahrzeuge 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Konkrete Definition fehlt. Ohne eine solche ist das 
nicht sinnvoll umsetzbar und führt zu 
Ungleichbehandlungen bei verschiedenen 
Zulassungsbehörden. 
(Vorschlag: Hier Übernahme durch den 
Anwendungsbereich aus der Anlage) 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag TÜV-Verband & DEKRA Hinweise/Erläuterung 

entsprechend den Zeilen A und B (Euro I und II) 
gemäß der Richtlinie 88/77/EWG vom 3. 
Dezember 1987 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Maßnahmen gegen die Emission gasförmiger 
Schadstoffe aus Dieselmotoren zum Antrieb 
von Fahrzeugen (ABl. L 36 vom 9.2.1988, S. 33) 
in der Fassung 91/542/EWG vom 1. Oktober 
1991 zur Änderung der Richtlinie 88 / 77 /EWG 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die 
Emission gasförmiger Schadstoffe aus 
Dieselmotoren zum Antrieb von Fahrzeugen 
(ABl. L 295 vom 25.10.1991, S. 1) bzw. den 
Zeilen A, B1, B2 oder C der Richtlinie 
2005/55/EG (Euro III, IV, V und EEV) genehmigt 
sind 

 
oder 

 
jeweils entsprechend Zeile A oder Zeile B der 
Grenzwerttabelle in Anhang I Abschnitt 5.3.1.4 
der Richtlinie 98/69/EG (Euro 3 und Euro 4) des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Oktober 1998 über Maßnahmen gegen die 
Verunreinigung der Luft durch Emissionen von 
Kraftfahrzeugen und zu Änderung der 
Richtlinie 70/220/EWG des Rates (ABl. L 350 
vom 28.12.1998, S. 1), die zuletzt durch die 
Richtlinie 2006/96/EG des Rates vom 20. 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag TÜV-Verband & DEKRA Hinweise/Erläuterung 

November 2006 zur Anpassung bestimmter 
Richtlinien im Bereich freier Warenverkehr 
anlässlich des Beitritts Bulgariens und 
Rumäniens (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 81) 
geändert worden ist und durch die Verordnung 
(EG) Nr. 715/2007 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 20. Juli 2007 
über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen 
hinsichtlich der Emissionen von leichten 
Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen 
(Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu 
Fahrzeugreparatur und -
wartungsinformationen (ABl. L 171 vom 
29.6.2007, S. 1) aufgehoben worden ist 

oder 
 
entsprechend der Emissionsklasse Euro 5 

1. der Verordnung (EG) Nr. 715/2007, die 
zuletzt durch die Verordnung (EU) 
2018/858 geändert worden ist, und 

2. der Verordnung (EG) Nr. 692/2008, die 
zuletzt durch die Verordnung (EU) 
2018/1832 der Kommission vom 5. 
November 2018 zur Änderung der 
Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates, der 
Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der 
Kommission und der Verordnung (EU) 
2017/1151 der Kommission im Hinblick 
auf die Verbesserung der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
entsprechend der Emissionsklasse Euro 5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Emissionsklassen sind im Anlage XIV zu §48 StVZO 
definiert (falsche Verwendung eines bereits 
anders definierten Begriffes in der StVZO); 
Wiederkehrender Fehler im Entwurf 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag TÜV-Verband & DEKRA Hinweise/Erläuterung 

emissionsbezogenen 
Typgenehmigungsprüfungen und -
verfahren für leichte Personenkraftwagen 
und Nutzfahr-zeuge, unter anderem in 
Bezug auf die Übereinstimmung in Betrieb 
befindlicher Fahrzeuge und auf 
Emissionen im praktischen Fahrbetrieb 
und zur Einführung von Einrichtungen zur 
Überwachung des Kraftstoff- und des 
Stromverbrauchs (ABl. L 301 vom 
27.11.2018, S. 1) geändert worden ist, 
genehmigt sind, erfüllen die 
Anforderungen des § 47 Abs. 4a Nr. 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, wenn 
sie über ein Stickoxid-Minderungssystem 
mit erhöhter Minderungsleistung 
verfügen, das die in der Anlage XXIIb 
festgelegten Anforderungen erfüllt. 

 
(3f) Schwere Handwerker- und Lieferfahrzeuge 

mit Selbstzündungsmotor der Klassen M1, M2, 
N1 und N2 mit einer zulässigen Gesamtmasse 
von mehr als 3.500 kg bis zu 7.500 kg nach 
Anhang II, Teil A der Richtlinien 70/156/EWG 
bzw. 2007/46/EG zur Schaffung eines Rahmens 
für die Genehmigung von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, 
Bauteilen und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge 
(Rahmenrichtlinie), die entweder jeweils 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3f) Schwere Handwerker- und Lieferfahrzeuge 

mit Selbstzündungsmotor der Klassen M1, M2 
und N2 mit einer zulässigen Gesamtmasse von 
mehr als 3.500 kg bis zu 7.500 kg nach Anhang 
II, Teil A der Richtlinien 70/156/EWG bzw. 
2007/46/EG zur Schaffung eines Rahmens für 
die Genehmigung von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, 
Bauteilen und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge 
(Rahmenrichtlinie), die entweder jeweils 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Konkrete Definition fehlt. Ohne eine solche ist das 
nicht sinnvoll umsetzbar und führt zu 
Ungleichbehandlungen bei verschiedenen 
Zulassungsbehörden. 
 
Klasse N1 iVm Nennung >3500kg falsch 
(Anwendungsbereich der Anl. XXIIc) 
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Text Änderungsentwurf BMDV Änderungsvorschlag TÜV-Verband & DEKRA Hinweise/Erläuterung 

2007/46/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 
692/2008 der Kommission und der 
Verordnung (EU) 2017/1151 der 
Kommission im Hinblick auf die 
Verbesserung der emissionsbezogenen 
Typgenehmigungsprüfungen und -verfahren 
für leichte Personenkraftwagen und 
Nutzfahr-zeuge, unter anderem in Bezug 
auf die Übereinstimmung in Betrieb 
befindlicher Fahrzeuge und auf Emissionen 
im praktischen Fahrbetrieb und zur 
Einführung von Einrichtungen zur 
Überwachung des Kraftstoff- und des 
Stromverbrauchs (ABl. L 301 vom 
27.11.2018, S. 1) geändert worden ist, 
genehmigt sind, erfüllen die Anforderungen 
des § 47 Abs. 4a Nr. 5 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, wenn sie über 
ein Stickoxid-Minderungssystem mit 
erhöhter Minderungsleistung verfügen, das 
die in der Anlage XXIIc festgelegten 
Anforderungen erfüllt. 

 
(3g) leichte Handwerker- und Lieferfahrzeuge mit 

Selbstzündungsmotor der Klassen M1, M2, N1 
und N2 mit einer zulässigen Gesamtmasse von 
mehr als 2.800 kg bis zu 3.500 kg nach Anhang 
II, Teil A der Richtlinien 70/156/EWG bzw. 
2007/46/EG zur Schaffung eines Rahmens für 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3g) leichte Handwerker- und Lieferfahrzeuge mit 

Selbstzündungsmotor der Klassen M1, M2 und 
N1 mit einer zulässigen Gesamtmasse von 
mehr als 2.800 kg bis zu 3.500 kg nach Anhang 
II, Teil A der Richtlinien 70/156/EWG bzw. 
2007/46/EG zur Schaffung eines Rahmens für 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Konkrete Definition fehlt. Ohne eine solche ist das 
nicht sinnvoll umsetzbar und führt zu 
Ungleichbehandlungen bei verschiedenen 
Zulassungsbehörden. 
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459/2012 der Kommission vom 29. Mai 
2012 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
715/2007 des Europäischen Parlaments und 
des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 
692/2008 der Kommission hinsichtlich der 
Emissionen von leichten 
Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen 
(Euro 6) (ABl. L 142 vom 1.6.2012, S. 16) 
geändert worden ist, und 

2. der Verordnung (EG) Nr. 692/2008, die 
zuletzt durch die Verordnung (EU) 
2018/1832 der Kommission vom 5. 
November 2018 zur Änderung der Richtlinie 
2007/46/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 
692/2008 der Kommission und der 
Verordnung (EU) 2017/1151 der 
Kommission im Hinblick auf die 
Verbesserung der emissionsbezogenen 
Typgenehmigungsprüfungen und -verfahren 
für leichte Personenkraftwagen und 
Nutzfahr-zeuge, unter anderem in Bezug 
auf die Übereinstimmung in Betrieb 
befindlicher Fahrzeuge und auf Emissionen 
im praktischen Fahrbetrieb und zur 
Einführung von Einrichtungen zur 
Überwachung des Kraftstoff- und des 
Stromverbrauchs (ABl. L 301 vom 
27.11.2018, S. 1) geändert worden ist, 
genehmigt sind, erfüllen die Anforderungen 

Emissionsklassen sind im Anlage XIV zu §48 StVZO 
definiert (falsche Verwendung eines bereits 
anders definierten Begriffes in der StVZO); 
Wiederkehrender Fehler im Entwurf 
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von schweren Nutzfahrzeugen sowie zur 
Änderung der Richtlinie 2007/46/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates sowie 
der Verordnung (EU) Nr. 582/2011 der 
Kommission (ABl. L 349 vom 29.12.2017, S. 1), 
jeweils geändert durch die im Anhang zu dieser 
Vorschrift genannten Bestimmungen, fallen, 
sind die Werte für die Kohlendioxidemissionen 
und den Kraftstoffverbrauch gemäß den 
Anforderungen dieser Verordnungen zu 
ermitteln. 

(3) Bei Nichtvorliegen einer EG-
Übereinstimmungsbescheinigung nach Anhang 
IX der Richtlinie 2007/46/EG oder nach Anhang 
VIII der Durchführungsverordnung (EU) 
2020/683 vom 15. April 2020 zur Durchführung 
der Verordnung (EU) 2018/858 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der administrativen Anforderungen 
für die Genehmigung und Marktüberwachung 
von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, 
Bauteilen und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge (ABl. L 163 vom 
26.5.2020, S.1) sind die nach dieser Richtlinie 
ermittelten Werte in einer dem Fahrzeughalter 
beim Kauf des Fahr-zeugs zu übergebenden 
Bescheinigung anzugeben. 
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 § 49 wird wie folgt geändert: 

14. § 49 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
(2) Kraftfahrzeuge gemäß Anlage XXIX und deren 

Austauschschalldämpferanlagen sowie davon 
abgeleitete Kraftfahrzeuge, für die Vorschriften 
über den zulässigen Geräuschpegel und die 
Schalldämpferanlage in den nachfolgend 
genannten Einzelrechtsakten und 
Einzelregelungen festgelegt sind, müssen den 
folgenden Vorschriften entsprechen: 
1. der Verordnung (EU) Nr. 540/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014 über den Geräuschpegel 
von Kraftfahrzeugen und von 
Austauschschalldämpferanlagen sowie zur 
Änderung der Richtlinie 2007/46/EG und 
zur Aufhebung der Richtlinie 70/157/EWG 
(ABl. L 158 vom 27.5.2014, S. 131); 
einschließlich der im Anhang III genannten 
maßgeblichen Einsatzzeitpunkte zu den 
jeweiligen Geräuschgrenzwerten der 
Phasen 2 und 3 für die erstmalige Zulassung 
der jeweiligen Fahrzeugklasse, 

2. der Delegierten Verordnung (EU) 2018/985 
in Verbindung mit den in Artikel 19 Absatz 4 
genannten Geräuschgrenzwerten der 
Verordnung (EU) Nr. 167/2013, und 

14. § 49 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

(2) Kraftfahrzeuge gemäß Anlage XXIX und deren 
Austauschschalldämpferanlagen sowie davon 
abgeleitete Kraftfahrzeuge, für die Vorschriften 
über den zulässigen Geräuschpegel und die 
Schalldämpferanlage in den nachfolgend 
genannten Einzelrechtsakten und 
Einzelregelungen festgelegt sind, müssen den 
folgenden diesen Vorschriften entsprechen: 
1. der Verordnung (EU) Nr. 540/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014 über den Geräuschpegel 
von Kraftfahrzeugen und von 
Austauschschalldämpferanlagen sowie zur 
Änderung der Richtlinie 2007/46/EG und 
zur Aufhebung der Richtlinie 70/157/EWG 
(ABl. L 158 vom 27.5.2014, S. 131); 
einschließlich der im Anhang III genannten 
maßgeblichen Einsatzzeitpunkte zu den 
jeweiligen Geräuschgrenzwerten der 
Phasen 2 und 3 für die erstmalige Zulassung 
der jeweiligen Fahrzeugklasse, 

2. der Delegierten Verordnung (EU) 2018/985 
in Verbindung mit den in Artikel 19 Absatz 4 
genannten Geräuschgrenzwerten der 
Verordnung (EU) Nr. 167/2013, und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit dieser Formulierung müssten alle Fahrzeuge 
auch alle Vorschriften erfüllen, also auch M1 
Fahrzeuge die Anforderungen für L sowie T. 
 
 
In Nummer 1 wird für die Fahrzeuge der Klassen M 
und N in dem neuen Entwurf die Einhaltung der 
VO(EU)540/2014 anstatt der 70/157/EWG 
gefordert. 
 
In Nummer 2 wird für lof-Fahrzeuge (Klasse T und 
C) in dem neuen Entwurf die Einhaltung der 
VO(EU)2018/985 i.V.m. der VO(EU)167/2013 
anstatt der 74/151/EWG gefordert. 
In Nummer 3 wird für Fahrzeuge der Klasse L in 
dem neuen Entwurf die Einhaltung der 
VO(EU)134/2014 anstatt der 97/24/EG gefordert. 
 
Diese Forderungen der Einhaltung der neuen EU-
Verordnungen bedeuten für die Fahrzeuge der 
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der Nr. 7 b des § 72 Absatz 2 StVZO in der 
Fassung vom 1. Dezember 2017 (BGBl. I S. 
3723) bei nächster Befassung wieder in Kraft 
zu setzen. Im gleichen Zug sollen die 
Eigenüberwacher von der neuen Nummer 2.12 
der Anlage VIIIc StVZO ausgenommen werden, 
was mit dieser Änderung umgesetzt wird. 

 

 
 

Abweichend von Satz 1 
a) können Fahrzeughalter, die bis zum 

1. Juni 1998 nach Nummer 4.1 in Verbindung 
mit Nummer 6 der Anlage VIII in der vor 
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung 
 

aa) von der Pflicht zur Vorführung ihrer Fahrzeuge 
zu Hauptuntersuchungen bei einem 
Sachverständigen oder Prüfer befreit waren 
und diese selbst durchführten, auch weiterhin 
entsprechend diesen Vorschriften 
Hauptuntersuchungen an ihren Fahrzeugen 
im eigenen Betrieb durchführen. Für das 
Anerkennungsverfahren und die Aufsicht gilt 
Nummer 6 der Anlage VIII in der vor dem 
1. Juni 1998 geltenden Fassung, oder 

bb) Zwischenuntersuchungen und 
Bremsensonderuntersuchungen bis zum 
1. Dezember 1999 und ab diesem Datum 
Sicherheitsprüfungen an ihren Fahrzeugen im 
eigenen Betrieb durchführen, wenn sie hierfür 
nach Anlage VIIIc anerkannt sind, 

 

 
 

https://www.buzer.de/gesetz/10146/a175990.htm
https://www.buzer.de/gesetz/10146/a175990.htm
https://www.buzer.de/gesetz/10146/a175993.htm
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Zu Paragraf 57 und Begriffsbestimmungen 
Nach § 1 (weggefallen) wird folgender § 2 eingefügt: 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
(1) Im Sinne dieser Verordnung ist oder sind: 
1. Fahrtenschreiber: ein Gerät im Sinne des Artikel 

2 Absatz 2 Buchstabe a, g und h der 
Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Februar 2014 über Fahrtenschreiber im 
Straßenverkehr, zur Aufhebung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates 
über das Kontrollgerät im Straßenverkehr 
und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
561/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Harmonisierung bestimmter 
Sozialvorschriften im Straßenverkehr (ABl. L 
60 vom 28.2.2014, S. 1; L 93 vom 9.4.2015, S. 
103; L 246 vom 23.9.2015, S. 11), die durch 
die Verordnung (EU) 2020/1054 (ABl. L 249 
vom 31.7.2020, S. 1) geändert worden ist; 

2. Software: bezeichnet den Teil eines 
elektronischen Systems, der aus digitalen Daten 
und Anweisungen besteht; 
3. Softwareaktualisierung: ein Datenpaket, das 
für die Aktualisierung auf eine neue Version 
verwendet wird; dies schließt eine Änderung der 
Konfigurationsparameter ein; 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
(1) Im Sinne dieser Verordnung ist oder sind: 

 
1. Fahrtschreiber: ein Gerät im Sinne des § 57a (1) 
StVZO in der Fassung von 23. März 1953 bis 
03.07.2021. 
2. analoges Kontrollgerät: Geräte im Sinne der 
Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates über 
das Kontrollgerät im Straßenverkehr 
3. Digitales Kontrollgerät: ein Gerät im Sinne der 
Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates über 
das Kontrollgerät im Straßenverkehr und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr 
41. Fahrtenschreiber (Digitales Kontrollgerät 2. 

Generation): ein Gerät im Sinne des Artikel 2 
Absatz 2 Buchstabe a, g und h der 
Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Februar 2014 über Fahrtenschreiber im 
Straßenverkehr, zur Aufhebung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates 
über das Kontrollgerät im Straßenverkehr 
und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
561/2006 des Europäischen Parlaments und 

Die Formulierung im Verordnungsentwurf wirft 
Fragen bezüglich der Begrifflichkeiten auf, die mit 
einer Definition in den Begriffsbestimmungen 
gelöst werden könnten. 
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Prüfung, Einbau, Betrieb und Reparatur von 
Fahrtenschreibern und ihren Komponenten (ABl. L 
139 vom 26.5.2016, S. 1; L 146 vom 3.6.2016, S. 
31; L 27 vom 1.2.2017, S. 169) ausgerüstet ist. In 
diesem Fall ist das Kontrollgerät nach Maßgabe 
des Absatzes 2 zu betreiben; bei Verwendung 
eines Fahrtenschreibers nach Anhang I B der 
Verordnung (EU) Nr. 165/2014 oder I C der 
Durchführungsverordnung (EU) 2016/799 muss 
die Fahrerkarte nicht gesteckt werden. Im Falle 
des Einsatzes von Kraftomnibussen im 
Linienverkehr bis 50 Kilometer kann anstelle des 
Namens der Führer das amtliche Kennzeichen 
oder die Betriebsnummer des jeweiligen 
Fahrzeugs auf den Ausdrucken und Schaublättern 
eingetragen werden. Die Daten des 
Massespeichers sind vom Kraftfahrzeughalter alle 
drei Monate herunterzuladen; § 2 Absatz 5 der 
Fahrpersonalverordnung gilt entsprechend. Wird 
bei Fahrzeugen zur Güterbeförderung mit einer 
zulässigen Gesamtmasse von mindestens 12 t oder 
bei Fahrzeugen zur Personenbeförderung mit 
mehr als acht Sitzplätzen außer dem Fahrersitz 
und einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 
10 t, die ab dem 1. Januar 1996 erstmals zum 
Verkehr zugelassen wurden und bei denen die 
Übermittlung der Signale an das Kontrollgerät 
ausschließlich elektrisch erfolgt, das Kontrollgerät 
ausgetauscht, so muss dieses durch ein Gerät nach 

Rates zur Festlegung der Vorschriften über Bauart, 
Prüfung, Einbau, Betrieb und Reparatur von 
Fahrtenschrei-bern und ihren Komponenten (ABl. 
L 139 vom 26.5.2016, S. 1; L 146 vom 3.6.2016, S. 
31; L 27 vom 1.2.2017, S. 169) ausgerüstet ist. In 
diesem Fall ist das Kontrollgerät nach Maßgabe 
des Absatzes 2 zu betreiben; bei Verwendung 
eines Fahrtenschreibers nach Anhang I B der 
Verordnung (EU) Nr. 165/2014 oder I C der 
Durchführungsverordnung (EU) 2016/799 muss 
die Fahrerkarte nicht gesteckt werden. Im Falle 
des Einsatzes von Kraftomnibussen im 
Linienverkehr bis 50 Kilometer kann anstelle des 
Namens der Führer das amtliche Kennzeichen 
oder die Betriebsnummer des jeweiligen 
Fahrzeugs auf den Ausdrucken und Schaublättern 
eingetragen werden. Die Daten des 
Massespeichers sind vom Kraftfahrzeughalter alle 
drei Monate herunterzuladen; § 2 Absatz 5 der 
Fahrpersonalverordnung gilt entsprechend. Wird 
bei Fahrzeugen zur Güterbeförderung mit einer 
zulässigen Gesamtmasse von mindestens 12 t oder 
bei Fahrzeugen zur Personenbeförderung mit 
mehr als acht Sitzplätzen außer dem Fahrersitz 
und einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 
10 t, die ab dem 1. Januar 1996 erstmals zum 
Verkehr zugelassen wurden und bei denen die 
Übermittlung der Signale an das Kontrollgerät 
ausschließlich elektrisch erfolgt, das Kontrollgerät 










